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Das Krisenmanagement in Fol-
ge der Katastrophe bei der Duis-
burger Love-Parade ist leider ein 
Beispiel dafür, wie es nich t sein 
sollte. Viele sprech en von einem 
regelrech ten PR-Gau. Zu Rech t. 
So wird in Duisburg eine Presse-
konferenz einberufen, bei der die 
Akteure sich  ratlos anblick en, den 
drängenden Fragen der Journalis-
ten ausweich en beziehungsweise 
irgendwann gar nich ts mehr sa-
gen. Und ansch ließend geht es vor 
allem nur noch  darum, das zumin-
dest ist die Wahrnehmung in der 
Öff entlich keit, den „sch warzen 
Peter“, sprich  die Verantwortung 
für die Katastrophe, dem jeweils 
anderen Kooperationspartner zu-
zusch ieben. Das Gutach ten des 
Innenministeriums sprich t die 
Polizei von Sch uld frei, der Duis-
burger Oberbürgermeister sieht 
keinerlei Fehlverhalten bei sich  
noch  bei seiner Verwaltung, der 
Veranstalter wiederum weist den 
Vorwurf der Sch uld ebenfalls ve-
hement zurück .  

Dass es juristisch  heikel sein 
kann, frühzeitig mit Sch uldeinge-
ständnissen an die Öff entlich keit 
zu treten, steht außer Frage. Diese 
werden aber gar nich t sofort er-
wartet. Erwartet wird statt dessen, 
dass sich  die Verantwortlich en se-
riös verhalten, ihr Bemühen um 
Aufk lärung deutlich  mach en und 

Kommunikation in Krisen - wann 
gelingt und wann versagt sie?
Gesundheitsämter stehen oftmals im Zentrum des öff entlichen Interesses – wenn in einer Schule 
erhöhte PCB-Konzentrationen aufgetreten sind und Kinder über Kopfschmerzen klagen, wenn 
die Schweinegrippe um sich greift oder wenn der örtliche Kiesteich mit Krankheitserregern ver-
seucht ist. Die Öff entlichkeit erwartet von der Gesundheitsbehörde eine klare und ehrliche Kom-
munikation und natürlich eine hohe Kompetenz im Umgang mit derartigen Ausnahmesituatio-
nen. Eine solche Erwartung zu erfüllen, ist  aber, je nach Situation, nicht einfach.  Wir fragten Boris 
Klinnert, Geschäftsführer einer Kölner Organisations- und Krisenmanagementberatung, was im 
Krisenfall zu beachten ist und was eine gute Krisenkommunikation ausmacht. Dass dabei  gleich 
zwei prominente Beispiele (ohne ÖGD-Beteiligung) aus der jüngeren Vergangenheit zur Sprache 
kommen, verwundert nicht.  Die Katastrophe mit 21 Toten bei der Love-Parade in Duisburg und 
der Tod von drei Babys in der Mainzer Uniklinik ist uns allen noch sehr gegenwärtig, gerade weil 
der Umgang mit diesen beiden Ereignissen  gezeigt hat,  wie Krisenkommunikation vollkommen 
unbefriedigend oder eben auch angemessen und in diesem Sinne erfolgreich verlaufen kann. 

„Nich t nur das Sch adensereignis selbst, sondern 
vor allem das unbefriedigte Informationsbedürfnis 
führt bei der Bevölkerung zum Vertrauensverlust.“

die Gefühle der Betroff enen ernst 
nehmen. 21 Mensch en sind bei der 
Loveparade zu Tode gekommen. 
Ihre Angehörigen trauern und sie 
empfi nden Wut: Warum konnte 
dieses Unglück  nich t verhindert 
werden? Ein abgestimmtes und 
empathisch es Auft reten von Po-
lizei, Veranstalter und Stadt, bei 
dem die Betroff enen im Mitt el-
punkt stehen, wäre in dieser Si-
tuation zweifelsohne eine bessere 
Strategie gewesen.                               

Dass es anders geht, zeigt das 
Beispiel der Universitätsklinik 
Mainz. Dort verstarben Mitt e 
August drei Babys, die eine ver-
seuch te Infusionslösung erhalten 
hatt en. Der Klinikdirektor berief 
sofort einen Krisenstab ein und 
sprach  dann überzeugend und 
ehrlich  den betroff enen Eltern 
sein Mitgefühl aus. Er versprach  
lück enlose Aufk lärung und nahm 
sich  und sein Haus keineswegs 
bei der Such e nach  dem mögli-
ch en Verursach er aus. Sein Credo: 
Gehe off en voraus und sage die 
Wahrheit. Fast täglich  trat er vor 
die Presse und beantwortete die 
Fragen der Journalisten. Mit die-
ser Strategie war er erfolgreich . 
Die Klinik stand nie in einem 
sch lech tem Lich t da und es konnte 
rech t sch nell aufgeklärt werden, 
dass der Fehler beim Lieferanten 
der Nährlösungen lag. Negative 

Folgen für die Klinik sind auch  
nach  diesem tragisch en Ereignis 
nich t zu befürch ten, denn wer 
so off en und klar kommuniziert, 
dem sch enkt die Bevölkerung 
weiterhin Vertrauen, und zukünf-
tig vielleich t sogar noch  mehr.

Auch  wenn beide Beispiele nich t 
direkt vergleich bar sind – das 
Duisburger Sch adensereignis ist 

größer und zugleich  viel komple-
xer –, so zeigen sie doch  sehr deut-
lich , welch e Elemente der Krisen-
kommunikation in dem einen Fall 
gut und im anderen Fall sch lech t 
umgesetzt worden sind. 

Worauf sollten sich  also Institu-
tionen einstellen, um für etwaige 
Krisen gerüstet zu sein? Die fol-
genden Punkte können als Gelin-
gensfaktoren eines erfolgreich en 
Krisenmanagements verstanden 
werden: 

Sch nelle öff entlich e Reaktion: Es 
gilt, nach  dem Eintritt  des krisen-
haft en Ereignisses unmitt elbar zu 
kommunizieren. Wer erst nach  ei-
nigen Tagen auf die Öff entlich keit 
zugeht, überlässt anderen das Heft  
des Handelns. Auf diese Weise 
entstehen Spekulationen, die sich  

ansch ließend nur sch lech t wieder 
ausräumen lassen. Ein Image-
sch aden und Vertrauensverlust 
ist dann kaum noch  abzuwenden 
und die betroff enen Mensch en 
werden erheblich  verunsich ert. 

Professionelle Sch adensbeseiti-
gung und Aufk lärung: Niemand 
erwartet frühzeitige oder unter 
Umständen voreilige Sch uldein-
geständnisse. Statt dessen ist es 
wich tig, off en und transparent 
zunäch st an der Aufarbeitung des 
Sch adens und dann auch  an der 
Aufk lärung der Sch adensentste-

hung zu arbeiten. Wer die Sch uld 
von Anfang an nur bei anderen 
such t und so kommuniziert, mach t 
sich  in der Regel unglaubwürdig. 
Punktuelle Transparenz dient le-
diglich  der eigenen Exkulpierung 
und weniger der ehrlich en Auf-
klärung des Sch adens. 

One voice policy: Von zent-
raler Bedeutung ist es ferner, 
abgestimmte – sich  nich t wi-
dersprech ende – Informationen 
zu kommunizieren. Nich ts ist 
sch limmer als Institutionen, die 
sich  gegenseitig den „sch warzen 
Peter“ zusch ieben. Deswegen 
muss sehr sch nell ein Krisenstab 
eingerich tet werden, an dem ent-
sch eidungsbefugte Personen aus 
allen involvierten Institutionen 
zu beteiligen sind. Dieser muss 

zudem über alle relevanten Infor-
mationen verfügen. Hierfür kann 
ein zentrales Datenmanagement 
hilfreich  sein. 

Empathisch er Umgang mit den 
Gesch ädigten: Unabhängig von 
der Sch uldfrage ist es von enor-
mer Bedeutung, dass die Gefühle 
der Betroff enen ernst genommen 
werden. Dies erfordert eine em-
pathisch e Kommunikation, völ-
lig unabhängig vom jeweiligen 
Sch uldanteil. Wer diesen Punkt 
ausblendet, kann in allen ande-
ren Punkten noch  so professionell 
agieren, er wird aller Voraussich t 
nach  dennoch  einen Imagesch a-
den erleiden. 

Die gesch ilderten Beispiele aus 
Duisburg und Mainz und der 
jeweilige Umgang damit sind 
durch aus geeignete Vorlagen für 
möglich e Krisen mit ÖGD-Bezug. 
Situationen wie Sterbefälle nach  
Impfungen oder der Ausbruch  der 
Sch weinegrippe können für Ge-
sundheitsämter zu ernsten Image-
problemen werden, wenn diese in 
ihrer Kommunikation nich t pro-
fessionell damit umgehen. Als 
vorrangig ist stets das Informa-
tionsbedürfnis der Bürgerinnen 
und Bürger zu sehen. Wenn die-
ses nich t adäquat befriedigt wird, 
kommt es zu einem Vertrauens-
verlust. Dabei geht es nich t mehr 
nur um die Sch äden an Personen 
und Umwelt, die durch  das Ereig-
nis verursach t wurden, sondern 
vielmehr um den Eindruck : Hier 

Diskussion im Stadtteilbüro. Die Stadt Halle an der Saale setzt im 
Rahmen des „Integrierten Stadtentwicklungskonzepts“ auf 
bürgerschaftliches Engagement. Mehr zu diesem Konzept, das die 
Identifi kation der Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Stadt fördern 
will, auf den Seiten 4 und 5.

Fortsetzung auf Seite 2
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Akademie Aktuell

wird verheimlich t, versch wiegen 
und verharmlost. Auf diese Wei-
se entsteht das Gefühl: Die sind 
sch lech t organisiert, die haben die 
Lage nich t im Griff !

Und so bleibt festzuhalten: 
Nich t nur das Sch adensereignis 
selbst, sondern vor allem das un-
befriedigte Informationsbedürf-
nis führt bei der Bevölkerung zum 
Vertrauensverlust. Um das zu 
verhindern, kommt es darauf an, 
sofort sprach fähig zu sein. Und: 
Die Aussagen von versch iedenen 
Akteuren müssen abgestimmt 
und widerspruch sfrei sein. Wenn 
das gelingt, kann der erhöhte 

Bremen – GBE muss professio-
nell gemach t sein: Das Bremer 
Gesundheitsamt erhielt die Aus-
zeich nung für die erfolgreich e 
Implementation der kommunalen 
Gesundheitsberichterstattung. 
Sie war ein Kernstück  der Reor-
ganisation des Bremer Gesund-
heitsamtes, die zwisch en 2000 
und 2005 statt fand. Dabei rück ten 
neue Aufgabenbereich e wie Ma-
nagement, Leistungssteuerung 
und Politikberatung in den Fo-
kus. Für diese Bereich e galt es, 
andere, ja neue Kompetenzen zu 
entwick eln. Die Einrich tung eines 

Qualitätspreis der Akademie geht nach Bremen, Kassel und Braunschweig

Auch  der Förderverein nahm sich  
auf seiner diesjährigen Jahresta-
gung am 13. September in Boch um 
des Themas „Kommunikation als 
Risiko und Risikokommunikati-
on“ (siehe Seite 1) an. Dabei ging 
es um das Spannungsfeld zwi-
sch en dem Bemühen des Öff ent-
lich en Gesundheitsdienstes um 
Information und Aufk lärung der 
Bevölkerung, Akzeptanz für be-
stimmte Maßnahmen bei Betrof-
fenen und Bürgern, Glaubwür-
digkeit im Konzert divergierender 
Fach meinungen und Vertrauen in 
die Verlässlich keit von Verwal-
tungshandeln. Hier den „rich ti-
gen“ Weg und geeignete Formen 
der Kommunikation zu such en 
und zu fi nden, wird eine der zen-
tralen Herausforderungen des 
ÖGD bleiben – und dies nich t nur 

Risikokommunikation im ÖGD

Aufmerksamkeitswert der Situa-
tion sogar dazu beitragen, unter-
sch wellig wich tige Botsch aft en zu 
vermitt eln, nämlich : Wir nehmen 
euer Informationsbedürfnis ernst 
und wollen unserer Verantwor-
tung gerech t werden. Wir sind gut 
organisiert und haben die Lage im 
Griff . Vertraut uns!

Boris Klinnert

Boris Klinnert, Management 
Systems 24/7 GmbH (Organisa-
tions- und Krisenmanagement-
beratung), Kontakt: 
Tel. 0221-91647112, E-Mail: bkl@
gmx.org

Fortsetzung von Seite 2

bei spektakulären Sch adensereig-
nissen und Störfällen, sondern 
auch  im Tagesgesch äft  bei der 
kontinuierlich en Aufgabenwahr-
nehmung im Bereich  von Präven-
tion und Gesundheitsförderung. 
Wie wich tig dabei der Aufb au 
und die kontinuierlich e Pfl ege 
eines Vertrauensverhältnisses 
zwisch en den Übermitt lern und 
den Adressaten einer Informati-
on und Kategorien wie Off enheit 
und Authentizität beim Umgang 
mit eigenen Informations- und 
Wissensdefi ziten sind, unterstri-
ch en zum Absch luss der Tagung 
noch  einmal eindruck svoll zwei 
Kommunikations-„Profi s“. Inter-
essierte können die Vorträge der 
Veranstaltung auf der Homepage 
der Akademie unter www.akade-
mie-oegw.de abrufen. 

W. Klier

Seit 10 Jahren gibt es den Qualitätspreis der Akademie für öff entliches Gesundheitswe-
sen. Alle zwei Jahre werden mit ihm Maßnahmen und Projekte ausgezeichnet, die als bei-
spielhaft für das Bemühen um Qualitätssicherung und Qualitätsverbesserung im ÖGD zu 
sehen sind. Am 26. Oktober war es wieder soweit. Die Jury freute sich, in diesem Jahr gleich 
drei Preisträger benennen zu können. Der Akademie-Preis, insgesamt dotiert mit 5000 
Euro, ging zu gleichen Teilen an die Gesundheitsämter in Bremen, Kassel und Braunschweig.   

Referates „Kommunale Gesund-
heitsberich terstatt ung“ im Mai 
2002 war ein wich tiger Sch ritt  im 
Zuge der Umstrukturierung und, 
sowohl inhaltlich  als auch  orga-
nisatorisch , ein anspruch svolles 
Unterfangen.  Sch ließlich  musste 
das Know-how verfügbar sein, 
aber auch  Mitarbeiter, die diese 
Tätigkeit übernehmen können.  
Für beides – Know-how und ver-
antwortlich e Mitarbeiter – haben 
die Bremer eine Lösung gefun-
den.  An der Gesundheitsberich t-
erstatt ung wirken vier Mitarbeiter 
beziehungsweise Mitarbeiterin-
nen aus den vier Fach abteilungen 
des Gesundheitsamtes mit. Das 
interdisziplinäre Team steht der 
Gesundheitsberich terstatt ung mit 
der Hälft e seiner Arbeitszeit zur 
Verfügung.  Die Referatsleitung 
wurde extern mit einer einsch lä-
gig ausgewiesenen Fach kraft  be-
setzt. Die parallele Anbindung 
an die Fach abteilungen durch  die 
Splitt ing-Stellen hat sich , obwohl 
anfangs nich t unproblematisch , 
inzwisch en bewährt. Sie ist, wie 
der Referatsleiter Günter Tempel 
bei der Preisverleihung betonte, 
Voraussetzung für eine hand-
lungsorientierte und praxisnahe 
Berich terstatt ung, die ihre The-
men aus dem operativen Alltag 
eines Gesundheitsamtes bezieht. 
Die Professionalisierung und wis-
sensch aft lich e Qualifi zierung des 
neuen Referats sch ließlich  wurde 
mit einer Vielzahl von Maßnah-
men vorangetrieben. Für die Jury 
war dieses Bemühen um Professi-
onalität ganz besonders beeindru-
ck end.  Man ging eben nich t nach  
dem Mott o vor „Das mach en die 
sch on irgendwie.“ Vielmehr setzte 
sich  das Bremer Team mit der Ent-
wick lung eines Corporate Designs 
auseinander, nahm an Sch reib- 
und Präsentationssch ulungen teil 
und ließ sich  in den Bereich en 
Statistik und Epidemiologie fort-
bilden.  Ach t Jahre sind seit dem 
Start der Kommunalen Gesund-
heitsberich terstatt ung am Bremer 
Gesundheitsamt  vergangen. Und 

die Bilanz kann sich , so die Jury, 
sehen lassen. 13 größere Gesund-
heitsberich te und sieben Praxisbe-
rich te sind bislang ersch ienen. Das 
Themenspektrum reich t von der 
„Ernährung über PEG-Sonden in 
der stationären Altenpfl ege“ über 
„Krankheit als Absch iebehinder-
nis“, „Gefährdete Kindheit“ bis 
hin zu „Feuch tesch äden in Wohn-
räumen“.  Die erstellten Berich te 
begleiten nich t nur qualitätssi-
ch ernd die Aktivitäten des Amtes, 
sie werden auch  von den politi-
sch en Gremien wahrgenommen. 
Dass zudem zentrale Ergebnisse 
auf Fach tagungen vorgestellt und 
in Fach zeitsch rift en veröff entlich t 
wurden, ja, teilweise sogar bun-
desweit auf Resonanz stießen 
– all das sprich t für die Qualität 
dieser Gesundheitsberich terstat-
tung. Grund genug für die Jury, 
den Qualitätspreis 2010 an das 
Gesundheitsamt Bremen zu ver-
geben. Das Bremer Team, das 
komplett  zur Preisverleihung an-
gereist war, zeigte sich  stolz: „Wir 
sind auf dem rich tigen Weg.“ 

Kassel – Präventionskett e 
sch ützt Kinder: Stolz waren aber 
auch  die Vertreter der Region 
Kassel – die zweiten Preisträger. 
Ihr vorgestelltes und ebenfalls für 
preiswürdig befundenes Projekt 
kommt aus einem ganz anderen 
Aufgabenbereich  der Gesund-
heitsämter. Hier geht es um Sch utz 
vor Kindesvernach lässigung und 
Kindesmisshandlung.  Das Pro-
jekt „Willkommen von Anfang an 
– Gesunde Kinder in Kassel“ will 

Eltern bei ihrer Erziehungsaufga-
be unterstützen und zur Stärkung 
der Elternkompetenzen beitragen. 
Das Projekt überzeugte die Jury 
durch  seinen konzeptionellen An-
satz, der insgesamt  21 Projektbau-
steine zu einer Präventionskett e 
verbindet.  Die Präventionskett e 
besteht aus den vielfältigen Hilfs- 
und Unterstützungsangeboten, 
die durch  die freien Träger und 
die öff entlich e  Jugendhilfe sich er-
gestellt werden. Gesundheits- und 
Jugendamt haben diese Hilfsange-
bote aufeinander abgestimmt und 
aktuell um zwei Bausteine erwei-
tert. Der erste neu konzipierte Bau-
stein ist zugleich  das erste Glied in 
der Präventionskett e. Er sieht vor, 
dass bereits alle Sch wangeren eine 
Mappe mit den wich tigsten Infor-
mationen rund um die kindlich e 
Entwick lung erhalten.  Seit Mitt e 
April 2010 ist diese Informations-
mappe – leich t lesbar, mit vielen 
Bildern und ansprech endem Lay-
out – im Einsatz, und das mit gro-

ßem Erfolg. Bis Juli 2010 wurden 
1000 Informationsmappen an 90 
Prozent der gynäkologisch en und 
Hebammenpraxen verteilt und 
immer wieder auch  direkt beim 
Gesundheitsamt nach gefragt. Der 
zweite neue Baustein, Baustein 5 
innerhalb der Präventionskett e, ist 
für Familien mit einem erstgebo-
renen Kind konzipiert.  Zu diesen 
Familien kommt – nach  Ankündi-
gung und als freiwilliges Ange-
bot  – innerhalb von ach t Woch en 
nach  der Geburt eine Mitarbei-
terin des Gesundheitsamtes mit 
kleinen Willkommensgesch enken 
und Gutsch einen. Mit dabei er-
neut ein Informationsordner mit 
vielen Tipps und Adressen. Wäh-
rend dieser Begrüßungsbesuch e 
gilt ein besonderes Augenmerk 
auch  etwaigen besonderen Belas-
tungssituationen, für die bei Be-
darf gezielt Beratung und Unter-
stützung vermitt elt werden soll. 
Erste Auswertungen zeigen, dass 
84 Prozent aller in Frage kommen-
den Familien das Angebot des 
Begrüßungsbesuch es angenom-
men haben. Für die Preisvergabe 
waren nich t allein die beiden, hier 
besch riebenen neuen Projektbau-
steine entsch eidend, sondern ihre 
Einbindung in die bestehende Prä-
ventionskett e, kurzum: der syste-
matisch e Präventionsansatz, den 
das Kasseler Projekt insgesamt 
verfolgt, einsch ließlich  Evaluation 
und Dokumentation. Eine Sch lüs-
selrolle im Hinblick  auf Vernet-
zung und Abstimmung mit allen 
Beteiligten kommt dabei der Ko-
ordinationsstelle zu. Sie soll den 
Prozess der Kooperation sich ern 
und vorantreiben. Die Koordina-
torin Gabriele Haase war zusam-
men mit Karin Müller, der Leiterin 
des Kasseler Gesundheitsamtes, 
nach  Düsseldorf gekommen, um 
den Preis der Akademie entgegen 
zu nehmen. Beide freuten sich  
über die Auszeich nung, denn: 
„Ein Preis wie dieser ist für unser 
Projekt sehr, sehr wich tig.“    

Braunsch weig – Dem Alko-
holmissbrauch  vorbeugen: Lei-
der musste das Gesundheitsamt 
Braunsch weig, der dritt e Preis-
träger 2010, die Teilnahme an der 
kleinen Feierstunde in der Aka-
demie kurzfristig absagen. Gra-
tulation daher auf diesem Wege 
an die Initiatoren und Mitarbeiter 
von „Alles im Griff ?“, einem Pro-
jekt, das sich  an Sch üler der 7. bis 
9. Klassen wendet, um ihnen früh-
zeitig die Gefahren des Alkohol-
missbrauch s vor Augen zu führen. 
Das Projekt ist Teil des Alkohol-
Aktions-Programms. Es entstand 
als Antwort auf die Ergebnisse 
der Braunsch weiger Studie zum 
Alkoholkonsum bei Sch ülern der 
10. Klassen. Die Braunsch weiger 
Studie zeigte, dass Jugendlich e 
im Sch nitt  mit 13,5 Jahren zum 
ersten Mal Alkohol trinken und 
exakt ach t Monate später das ers-
te Mal betrunken sind. „Alles im 

Griff ?“ setzt daher in einer Phase 
an, in der sich  Jugendlich e zwar 
sch on mit dem Thema auseinan-
dersetzen, aber noch  keine Trink-
gewohnheiten entwick elt haben. 
Je nach  Entwick lungsstufe bieten 
sich , so die Initiatoren, die 7., 8. 
oder 9. Jahrgangsstufen für die 
Prävention an. Diese Überlegun-
gen zusammen mit der Überzeu-

gung, dass präventive Angebote 
emotional ansprech en, sprich : 
Spaß mach en müssen, um die Ju-
gendlich en überhaupt erreich en 
zu können,  sind, wie die Jury 
betont, entsch eidend für den Er-
folg des Projektes gewesen. Das 
Präventionsprogramm „Alles im 
Griff ?“ setzt nich t auf die klassi-

sch en Aufk lärungsveranstaltun-
gen, sondern nutzt spielerisch e 
Elemente: Aktionsspiele, ein Quiz 
und so genannte Rausch brillen, 
um die Erfahrung von Trunken-
heit zu simulieren. Und: Es fi ndet 
nich t in der Sch ule statt , sondern 
in gemütlich er Atmosphäre in 
der Jugendberatung mondo X. Im 
Sinne des peer-to-peer-Ansatzes 
konnten als Präventionskräft e 
Studenten der Pädagogik und 
Psych ologie gewonnen werden. 
Seit Dezember 2008 ist das Pro-
gramm, eine Kooperation zwi-
sch en der Jugendberatung mon-
do X und dem Gesundheitsamt 
Braunsch weig, im Einsatz. Sch ü-
ler aller Sch ulformen haben daran 
teilgenommen und es sehr positiv 
bewertet. Das tat auch  die Jury des 
Qualitätspreises – zumal dieses 
Projekt bei relativ geringem Bud-
get für Honorar und materielle 
Ausstatt ung sch on erste erfreu-
lich e Auswirkungen zeigt: Ent-
gegen dem bundesweiten Trend 
stagniert beziehungsweise sinkt 
in Braunsch weig seit 2002 erst-
malig die Anzahl von Alkohol-
vergift ungen bei Minderjährigen. 
Die Akademie gratuliert allen drei 
Preisträgern!

Bilder zur Preisverleihung sind 
im Internet unter www.akademie-
oegw.de zu fi nden.

Ellen Steinbach  
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Blickpunkt Interview

Nachgefragt

 BP: Frau Teich ert-Barthel, mit Ih-
nen ist zum ersten Mal eine Frau 
an die Spitze des Bundesverban-
des gewählt worden. War es an 
der Zeit? Oder ist dieser Fakt eher 
unwich tig?

U. Teich ert-Barthel: Im Vor-
stand des Bundesverbandes der 
Ärztinnen und Ärzte des Öff ent-
lich en Gesundheitsdienstes sind 
sch on viele Jahre Kolleginnen ak-
tiv tätig.

Wir haben im Öff entlich en Ge-
sundheitsdienst insgesamt einen 
hohen Frauenanteil, aber wie in 
anderen Berufszweigen auch  das 
Problem, dass in den Leitungs-
funktionen Frauen nich t entspre-
ch end repräsentiert sind. Insofern 
denke ich , dass es ein wich tiges 
Signal ist, dass Frauen auch  Spit-
zenpositionen im Verband ein-
nehmen.

BP: Worin bestand beziehungs-
weise besteht für Sie der Reiz, sich  
dieser Aufgabe zu widmen?

U. Teich ert-Barthel: Ich  bin mit 
Leib und Seele Ärztin im Öff ent-
lich en Gesundheitsdienst, weil 
ich  diesen Fach bereich  für sehr 
interessant und wich tig halte. So 
ersch eint es mir nur konsequent, 
dass ich  mich  dafür auch  auf be-
rufspolitisch er Ebene engagiere. 
Nach  meinem Dafürhalten hat 
der ÖGD zurzeit ein erheblich es 
Imageproblem. In der Bevölke-
rung und in den Medien ist die 
Breite unserer Aufgaben kaum be-
kannt. Zwar rich tet sich  der Blick  
der Öff entlich keit in Krisenzeiten, 
wie etwa bei SARS, Vogel- und 
Sch weinegrippe, verstärkt auf den 

„Das wich tigste Thema zurzeit sind die 

gerade begonnenen Tarifverhandlungen“

Seit dem 30. April dieses Jahres steht zum ersten Mal eine Frau 
an der Spitze des Bundesverbandes der Ärztinnen und Ärzte 
des öff entlichen Gesundheitsdienstes: Dr. Ute Teichert-Barthel, 
Leiterin des Gesundheitsamtes in Ahrweiler, Rheinland-Pfalz. 
Mittlerweile  sind mehr als die berühmten hundert Tage ver-
gangen. Ute Teichert-Barthel ist jetzt ein halbes Jahr Verbands-
vorsitzende. Was heißt das für sie? Wie sehen ihre ersten Er-
fahrungen aus? Was möchte sie erreichen? Und warum hat sie 
diese Funktion überhaupt interessiert? Die 47-jährige Fachärz-
tin für Öff entliches Gesundheitswesen, die 2009 an der Hein-
rich-Heine-Universität in Düsseldorf zusätzlich noch den Mas-
ter für Public Health erworben hat, stand uns gerne für ein Interview zur Verfügung. Dabei 
betonte sie, dass sie mit Leib und Seele Ärztin im öff entlichen Gesundheitsdienst sei. Lei-
der habe der ÖGD aber derzeit ein erhebliches Imageproblem. Dem entgegenzuwirken, sei 
ihr Anliegen. Wie das geschehen kann und soll – darüber sprachen wir mit der neuen Vor-
sitzenden, die natürlich auf eine breite Basis der Unterstützung innerhalb des ÖGD hoff t.

Öff entlich en Gesundheitsdienst. 
Aber dies ist  nur ein Aussch nitt  
unseres Profi ls. Gerade mit unse-
ren sozialmedizinisch en Aufga-
benfeldern haben wir auch  eine 
hohe Verantwortung in der Ge-
sellsch aft  übernommen. Mir als 
Vorsitzende des Bundesverbandes 
ist es daher ein besonderes Anlie-
gen, unsere Arbeit transparenter 
und in den Medien präsenter zu 
gestalten. Dazu gehört auch  die 
verstärkte Such e nach   Koopera-
tionspartnern auf der politisch en 
Ebene, bei den Entsch eidungsträ-
gern in Bund und Ländern. 

BP: An den rund 450 deutsch en 
Gesundheitsämtern arbeiten zur-
zeit 17.000 Mitarbeiter, davon 
2.800 Ärztinnen und Ärzte. Ins-
gesamt mach t das weniger als ein 
Prozent aller Besch äft igten im Ge-
sundheitswesen aus. Eine starke 
Lobby ist dadurch  nich t gegeben. 
Was heißt das für Ihre Arbeit als 
Verbandsvorsitzende?

U. Teich ert-Barthel: Sie ha-
ben Rech t damit, dass wir allein 
auf Grundlage der Zahl der Be-
sch äft igten keine starke Lobby 
haben können, aber ich  arbeite 
zurzeit sehr intensiv daran, dies 
zu ändern. Das ist ein Prozess, 
der auf den Inhalten, für die der 
ÖGD steht, aufb aut und den alle 
gemeinsam in Gang setzen müs-
sen. Wir haben den Vorteil, dass 
unser Verband bundesweit ver-
treten und in fast allen Kommu-
nen oder Städten repräsentiert ist. 

Viele Kolleginnen und Kollegen 
arbeiten bereits vor Ort intensiv 
mit der Presse und den Medien 
zusammen und sprech en so die 
Bevölkerung an. Dies kann sich  
wie viele kleine Mosaiksteinch en 
zu einem großen Bild zusammen-
fügen und ich  werde versuch en, 
nach  außen sich tbar einen Rah-
men anzubieten. Es ist nich t so, 
dass die Arbeit des Öff entlich en 
Gesundheitsdienstes überhaupt 
nich t wahrgenommen wird, im 
Gegenteil: Wenn bei einem neu-
en Grippeerreger Vorkehrungen 
wie bei einer Pandemie getroff en 
werden müssen, wenn ein ganzer 
Jahrgang Kinder bei der Sch ulein-
gangsuntersuch ung untersuch t 
wird, wenn ein Sch wimmbad 
oder eine Krankenhausabteilung 
wegen Hygieneproblemen vorü-
bergehend gesch lossen werden 
müssen, dann spüren das sehr 
viele Mensch en. 

BP: Sie weisen immer wieder 
auf die Probleme des fehlenden 
ärztlich en Nach wuch ses in den 
Gesundheitsämtern hin. Liegt es 
wirklich  nur am Geld, wenn frei 
werdende Stellen nich t neu zu be-
setzen sind?

U. Teich ert-Barthel: Die Ver-
dienstuntersch iede spielen eine 
große Rolle: 1.000 bis 1.500 Euro 
brutt o mehr oder weniger monat-
lich  sind ein starkes Argument. 
Und das gilt nich t nur für Allein-
verdienende. Die Ärztinnen und 
Ärzte im ÖGD werden nach  den 
Regelungen des allgemeinen Teils 
des Tarifvertrages für den öff ent-
lich en Dienst (TVöD) beziehungs-

weise  des Tarifvertrages für den 
Öff entlich en Dienst der Länder 
(TVL) bezahlt und dadurch  gibt es 
eine erheblich e Benach teiligung 
gegenüber Kolleginnen und Kol-
legen in anderen Tarifb ereich en. 
Für die Ärztinnen und Ärzte in 
den kommunalen Krankenhäu-
sern oder an den Universitätsklin-
ken, aber auch  für den Medizini-
sch en Dienst der Krankenkassen  
sind mitt lerweile eigene Tarifver-
träge ausgehandelt worden, in 
denen die Bezahlung deutlich  hö-
her ist als im TVÖD. In der Praxis 
sieht das so aus, dass Kolleginnen 
und Kollegen, die aus dem Kran-
kenhaus in ein Gesundheitsamt 
wech seln wollen, Einkommens-
verluste von bis zu 1.000 Euro und 
mehr je nach  Qualifi kation und 
Dienstalter hinnehmen müssen. 
Unser Verband fordert daher eine 
gleich e Bezahlung von Ärztinnen 
und Ärzten im Krankenhaus und 
im ÖGD!

Darüber hinaus haben wir in 
der Medizin momentan ohnehin 
ein generelles Nach wuch spro-
blem. Auf den ÖGD wirkt sich  
das aber besonders stark aus, da 
dieser Bereich  in der Ausbildung 
von Medizinern kaum als Berufs-
perspektive aufgezeigt wird. Der 
Bundesverband startet deshalb 
nun gemeinsam mit der Gesell-
sch aft  für Hygiene, Umweltme-
dizin und Präventivmedizin und 
der Deutsch en Gesellsch aft  für 
Krankenhaushygiene eine Initia-

tive mit dem Ziel, die Ausbildung 
der Mediziner zu reformieren. 
Wir sch lagen eine Änderung der 
Approbationsordnung mit Ein-
führung eines neuen Fach es „Hy-
giene und Öff entlich e Gesund-
heit“ vor, um diesen Bereich en 
in der Ausbildung einen höheren 
Stellenwert zu geben. Dazu wird 
demnäch st eine gemeinsame Ver-
öff entlich ung im Deutsch en Ärz-
teblatt  ersch einen.

BP: Sind die Forderungen nach  
einem einheitlich en Tarif, egal ob 
Klinik oder Gesundheitsamt, nich t 
utopisch ? Wer soll das bezahlen? 
Viele Kommunen sind ohnehin in 
einer mehr als sch wierigen Lage. 

U. Teich ert-Barthel: Dass sich  
die Kommunen in einer fi nanzi-
ell sch wierigen Lage befi nden, ist 
uns allen sehr bewusst. Gerade 
als Amtsleiterin wird man in der 
täglich en Arbeit ständig mit dieser 
Problematik konfrontiert. Ohne 
gut qualifi ziertes Personal wird 
es aber immer sch wieriger. So 
können ausgesch riebene Stellen 
zurzeit nich t zeitnah neu besetzt 
werden. Nach  einer Umfrage, die 
wir im letzten Jahr durch geführt 
haben, gab es in allen Bundes-
ländern Probleme mit der Stel-
lennach besetzung im ärztlich en 
Dienst. Bundesweit haben sch on 
jetzt fast 29 Prozent der Ämter 
keinen Fach arzt beziehungsweise 
Fach ärztin für Öff entlich es Ge-
sundheitswesen mehr. In mehre-
ren Bundesländern sind zurzeit 
bis zu 10 Prozent der ärztlich en 
Stellen im Öff entlich en Gesund-
heitsdienst unbesetzt. Wenn das 
so weitergeht, droht in vielen Ge-
sundheitsämtern der Kollaps. 

Für diese Entwick lung gibt 
es viele Gründe. Der wich tigste 
Grund liegt aber sich erlich  in der 
sch lech ten Bezahlung der ärztli-
ch en Tätigkeit im ÖGD, über die 
wir gerade gesproch en haben. 
Auch  die vergleich sweise nied-
rigere Eingangsvergütung hält 
viele potenzielle Bewerber davon 
ab, ihr Tätigkeitsfeld im ÖGD zu 
such en. 

BP: Kritisch e Stimmen meinen, 
die Tätigkeit eines Arztes an der 
Klinik sei aufgrund der großen 
Arbeitsbelastung, zu der auch  
noch  Nach t- und Bereitsch aft s-
dienste kommen, überhaupt nich t 
mit der eines Arztes im Amt zu 
vergleich en. Was entgegnen Sie 
diesen Kritikern?

U. Teich ert-Barthel: Im Hin-
blick  auf die ärztlich e Tätigkeit 
besteht der wesentlich e Unter-
sch ied darin, dass Ärztinnen und 

Ärzte in den Krankenhäusern, 
aber auch  niedergelassene Kolle-
ginnen und Kollegen eine indi-
vidualmedizinisch e Versorgung 
leisten, während beim ÖGD in der 
Regel  bevölkerungsmedizinisch e 
Aspekte im Vordergrund stehen. 
Eine Tätigkeit als Ärztin oder Arzt 
im ÖGD setzt eine weit gefäch erte 
Lebens- und Berufserfahrung vo-
raus. Das heißt: Berufsanfänger 
sind eher selten in diesem Bereich  
zu fi nden. Oft  sind zusätzlich e 
Qualifi kationen wie Fach arztan-
erkennung, Zusatz- oder Sch wer-
punktbezeich nungen erforderlich . 
Und diese müssen tarifl ich  ange-
messen berück sich tigt werden, so 
wie es auch  in den anderen Tarif-
verträgen für Ärztinnen und Ärz-
te der Fall ist. 

Und last but not least sind wir 
der Meinung, dass Ärztinnen 
und Ärzte im ÖGD zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben, wie 
der Hygieneaufsich t gegenüber 
Krankenhäusern, Einrich tungen 
des ambulanten Operierens und 
Arztpraxen, ihren ärztlich en Kol-
leginnen und Kollegen auf Au-
genhöhe begegnen müssen. Alle 
Ärzte haben eine Approbation. 
Da sollte nich t die Bezahlung zu 
einer Einteilung in Ärztinnen und 
Ärzte zweiter Klasse führen 

BP: Wie sieht Ihre persönlich e 
Bilanz nach  den ersten sech s Mo-
naten Verbandstätigkeit aus?

U. Teich ert-Barthel: Dank der 
hervorragenden Vorarbeit von 
Klaus Walter, der den Verband 
über neun Jahre geführt hat, und 
der Unterstützung durch  das Ge-
sundheitsamt Aalen ist mir der 
Einstieg leich t gefallen, wofür ich  
sehr dankbar bin.

Mich  hat allerdings sch on sehr 
erstaunt, wie viel Aufmerksamkeit 
der Vorstandswech sel in der Öf-
fentlich keit mit sich  bringt. Damit 
hatt e ich  zunäch st nich t gerech net, 
ich  bin aber positiv überrasch t, da 
sich  mir so viele Möglich keiten 
zur  Kontaktaufnahme und Prä-
sentation bieten, die auch  für fach -
lich e Themen nutzbar sind.

Es ist zwar zu Beginn eine an-
strengende Phase, aber ich  habe 
auch  sehr viele positive Eindrück e 
sammeln können. Mitt lerweile 
hat sich  der neue Vorstand for-
miert. Wir haben Zuständigkeiten 
und „Baustellen“ abgeklärt und 
gehen mit viel Engagement daran, 
Dinge umzusetzen. Das wich tigs-
te Thema s zurzeit sind die gerade 
begonnenen Tarifverhandlungen. 
Dort am Ball zu bleiben und aktu-
elle Entwick lungen nich t zu ver-

passen, das bestimmt zurzeit die 
alltäglich e Vorstandsarbeit.

BP: Welch e Ziele haben Sie sich  
für das kommende Jahr gesetzt? 

U. Teich ert-Barthel: Das erste 
und vordringlich e Ziel ist es, wie 
gesagt, Änderungen im Tarifrech t 
mit dem Ziel einer einheitlich en 
Bezahlung zu erreich en. Des Wei-
teren halte ich  es für sehr wich -
tig, die Arbeit des ÖGD transpa-
renter zu mach en und das auch  
nach  außen zu kommunizieren. 
Außerdem wünsch e ich  mir, dass 
Kolleginnen und Kollegen in den 
Gesundheitsämtern, die bisher 
nich t in unserem Verband Mit-
glied sind, in den Bundesverband 
eintreten und sich  gemeinsam mit 
uns engagieren. Wir brauch en eine 
breite Basis, die uns trägt, nich t 
nur in den anstehenden Tarifver-
handlungen, sondern auch  bei der 
Durch setzung unserer Interessen 
in Politik und Gesellsch aft . Der 
Verband vertritt  die Interessen des 
ÖGD nich t nur in der Tarifpolitik, 
sondern hat auch  fach lich e Repu-
tation. Die sech s Fach aussch üsse 
des Bundesverbandes (GBE und 
Prävention, Kinder und Jugend, 
Infektionssch utz, Amtsärztlich er 
Dienst, Psych iatrie, Umwelt) bie-
ten die Möglich keit eines breiten 
fach lich en Austausch es und der 
interdisziplinären Diskussion. 

Außerdem streben wir die Grün-
dung einer wissensch aft lich en 
Fach gesellsch aft  mit Verankerung 
in der Arbeitsgemeinsch aft  der 
wissensch aft lich en medizinisch en 
Fach gesellsch aft en an, um auch  im 
ÖGD Leitlinien zu erarbeiten und 
zu implementieren. 

Und sch ließlich  halte ich  es für 
entsch eidend, dass wir in Gremi-
en und Kommissionen, die Emp-
fehlungen für unsere täglich e 
Arbeit herausgeben, wie die Kom-
mission für Krankenhaushygie-
ne am Robert-Koch -Institut oder 
die Trinkwasserkommission am 
Umweltbundesamt, aktiv betei-
ligt werden und unsere fach lich e 
Expertise in öff entlich e Diskus-
sionen und politisch e Beratun-
gen einbringen können. Auf dem 
näch sten wissensch aft lich en Kon-
gress vom 12. bis 14. Mai 2011 in 
Trier werden wir sich erlich  noch  
einmal ausführlich er über diese 
Punkte diskutieren können. Alle 
Kolleginnen und Kollegen lade 
ich  dazu herzlich  ein. Und im Üb-
rigen: Trier ist auf jeden Fall eine 
Reise wert!

BP: Frau Teich ert-Barthel, vielen 
Dank für dieses Interview.

Interview: Ellen Steinbach 

Fo
to

: P
riv

at



4 Blick punkt öff entlich e Gesundheit 4/2010

Blickpunkt Thema

In Halle werden seit 1993 regel-
mäßig und mit universitärer Un-
terstützung Umfragen durch ge-
führt, die eine hohe Identifi kation 
der Bürgerinnen und Bürger mit 
ihrer Stadt belegen. Dennoch  ist 
weiterhin eine, wenn auch  inzwi-
sch en moderate Sch rumpfung der 
Stadtbevölkerung festzustellen. 
Eine Strategie, um diesen Pro-
zess aufzuhalten, wird in Halle in 
der Förderung und Nutzung des 
bürgersch aft lich en Engagements 
gesehen. Dieses ist ein wich ti-
ger Bestandteil des „Integrierten 
Stadtentwick lungskonzeptes in 
Halle“, das praktisch  alle Lebens-
bereich e der Bürgerinnen und 
Bürger umfasst und das Ziel ver-
folgt, das Ersch einungsbild Halles 
zu verbessern und die Wohn- und 
Lebensqualität in der Saalestadt 
weiter zu erhöhen. Abbildung 1 
zeigt eine Auswahl der in Halle 
entstandenen Elemente der Bür-
gerbeteiligung. Sie sollen nich t nur 
die Identifi kation der Hallenser 
mit dem Umgestaltungsprozess 
erhöhen, sondern auch  das Poten-
zial der Bürgerinnen und Bürger 
dafür gewinnbringend nutzen 
und so die Umsetzung überhaupt 
erst ermöglich en. Seitens der Stadt 
kümmern sich  diverse Planer und 
Koordinatoren darum, die viel-
fältigen Initiativen und Projekte 
abgestimmt und systematisch  ab-
laufen zu lassen, denn Ehrenamt 
bedarf der systematisch en Beglei-
tung und Koordinierung. 

Halle an der Saale hatte 1995 noch knapp über 300.000 Einwohner, heute sind es etwa 
230.000 Einwohner – bei weiter fallender Tendenz. Dies wirkt sich auf alle Bereiche des 
städtischen Lebens aus. So verringert sich kontinuierlich der Bedarf an Wohnraum, 
Schulen, Kindertagesstätten, Einkaufsmöglichkeiten, kulturellen Einrichtungen, tech-
nischer und Verkehrsinfrastruktur. Die Stadt reagiert auf diese Entwicklung mit einem 
kontinuierlichen „Umbau“. Eine Herausforderung, die angesichts der extrem ange-
spannten Haushaltslage nur durch die Erschließung bürgerschaftlichen Engagements 
zu schultern ist. Halle hat dies sehr früh erkannt und fördert im Rahmen des „Integ-
rierten Stadtentwicklungskonzeptes“ das bürgerschaftliche Engagement systema-
tisch auf den verschiedensten Ebenen. Die Koordinatorin des Hallenser Gesunde Städ-
te-Projektes, Jasmine Chaghouri, stellt einige Elemente in dem folgenden Artikel vor. 

Halle an der Saale – 
  eine Stadt profi liert sich als Bürgerkommune
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Ein wich tiges und bewährtes In-
strument im Umgestaltungspro-
zess sind die Bürgerforen. Bereits 
seit Ende der 90iger Jahre wurden 
im Rahmen des Gesunde Städte-
Projekts Stadtt eilkonferenzen 
durch  geführt und erste Erfahrun-
gen mit dieser Beteiligungsform 
gesammelt. Die Oberbürgermeis-
terin Dagmar Szabados hat die öf-
fentlich en Dialogveranstaltungen 
intensiviert und als beständiges 
Instrument etabliert. 

Bürgerforen ermöglichen 
Kommunikation zwischen 
Verwaltung und Bürgern
Bis heute fi nden Bürgerforen in al-
len fünf Stadtgebieten Halles – sie 
umfassen mehrere Stadtt eile – in 
jährlich em Turnus statt . Gemein-
sam und konstruktiv wird über 
Lösungs- und Veränderungsmög-
lich keiten für existierende Proble-
me beraten. Die Verwaltung hat 
darüber hinaus die Möglich keit, 
Pläne und Vorstellungen zur Ent-
wick lung der Stadt und der Stadt-
teile auch  in diesem Rahmen zur 
Diskussion zu stellen und dar-
über in den Meinungsaustausch  
mit der Bevölkerung einzutreten. 
Zu jedem Bürgerforum wird an-
sch ließend ein Ergebnisberich t ins 
Internet gestellt. Formelle Beteili-
gungsverfahren im Rahmen von 
Planungsverfahren (beispielswei-
se die öff entlich e Vorstellung von 
Bauvorhaben etc.) fi nden unab-
hängig davon ebenfalls statt .

Die momentane fi nanzielle Lage 
der Stadt ermöglich t es zwar nich t, 
alle Anregungen, Ideen und Wün-
sch e der Stadtbewohner zeitnah 
umzusetzen, dennoch  wird der 
wertvolle Dialog auch  zukünft ig 
beibehalten. 

Bürgerschaftliches Enga-
gement bereichert das 
Stadtleben und fördert 
Integration
Ansch aulich e Beispiele für bür-
gersch aft lich es Engagement in 
Halle sind die Einrich tung und 
das regelmäßige Betreiben eines 
ständigen Mitt agstisch es im so-
zialen Brennpunkt Silberhöhe 
durch  Mitglieder der ansässigen 
Bürgerinitiative. Hervorzuheben 
ist auch  das Fest „Rund um die 
Pauluskirch e“, das seit 20 Jahren 
im Paulusviertel von Bürgern or-
ganisiert und durch geführt wird. 
Längst hat es eine weit über Hal-
le hinaus reich ende Bekanntheit 
erlangt. Dieses Engagement wird 
in der Stadt sehr gesch ätzt, zumal 
die Beteiligten ihre Kraft , Zeit und 
oft mals viel Geduld einbringen, 
um das Lebensumfeld für alle 
Einwohner im Stadtt eil zu verbes-
sern. 

Ein weiterer wesentlich er As-
pekt ist, dass sich  hier Mensch en 
untersch iedlich er sozialer Her-
kunft , unabhängig von Parteien 
und Konfessionen, zusammen-
gefunden haben und Meinungen 
austausch en sowie Bürgeranliegen 
artikulieren. Somit tragen diese 
Bürgerforen auch  zum Gelingen 
von Integration in Halle bei. 

Der Arbeitskreis „Bürger 
für (H)alle“. 
Der Arbeitskreis „Bürger für (H)
alle“ ist eine Kommunikations-
platt form für Bürgerinitiativen, 
Bürgervereine, Verwaltung und 
andere Einrich tungen in der Saa-
lestadt. Er entstand als ein Instru-
ment im Gesunde Städte-Prozess 
der Stadt und versteht sich  als Be-
ratungsgremium für eine gesunde 
Entwick lung von Stadtt eilen und 
Quartieren.

Seine Mitglieder verfolgen das 
Ziel, eine stadtt eilbezogene Ar-
beit als Grundlage für eine ge-
samtstädtisch e Gesundheitsförde-
rung zu entwick eln. Dabei wird 
die Einbeziehung aller Bevölke-
rungssch ich ten angestrebt. Der 

Arbeitskreis wirkt als „Brück e“ 
zwisch en Bürgersch aft , Institutio-
nen, Politik und der Verwaltung. 
So wurden aus dem Arbeitskreis 
heraus die Stadtt eilkonferenzen 
initiiert, die bis heute als Bürger-
foren (siehe oben) ihre Fortset-
zung gefunden haben. Unterstützt 
durch  das engagierte Wirken des 
Arbeitskreises kam es in den zu-
rück liegenden Jahren zur Grün-
dung von weiteren Bürgerinitiati-
ven im Stadtgebiet. 

Vitale Selbsthilfearbeit
Eine besonders aktive Rolle in der 
Stadt nimmt die Selbsthilfebewe-
gung ein. Die Selbsthilfekontakt-
stelle in der Trägersch aft  des Pa-
ritätisch en Wohlfahrtsverbandes 
ist ein lebendiges Zentrum und 
fungiert als zentrale Anlaufstelle 
für Selbsthilfeinteressenten in der 
Region Halle und dem Saalekreis. 

Die Einbindung der Selbst-
hilfe und ihrer Akteure in den 
Gestaltungsprozess der „Ge-
sunden Stadt“ erfolgte in Halle 
konsequent von Anfang an. Die 
Initiative und die Mitwirkung 
bei der Projektsteuerung im Ge-
sch äft sführenden Initiativkreis, 
bei der Umsetzung thematisch er 
Aufgaben und die Mitarbeit im 
Arbeitskreis Bürger für (H)alle 
verdeutlich en das soziale Enga-
gement sowie die Stärkung und 
die Anregung von Eigeninitiative 
in der Stadt. Auf diese Weise hat 
die Selbsthilfebewegung in Halle 
einen erheblich en Anteil an der 
inzwisch en deutlich  verbesserten 
Vernetzung in der Stadt und bei 

der Sich erung günstiger, gesund-
heitsfördernder Rahmenbedin-
gungen. 

Familienfreundlichkeit – 
Strategie zur Beendigung 
des Bevölkerungsrück-
gangs 
Auf dem Weg zu einer nach halti-
gen, bürgerorientierten Stadtent-
wick lung spielt die Stärkung von 
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Auch ihre Meinung ist gefragt – Treff en des Kinder- und Jugendrats
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Familien eine entsch eidende Rolle. 
Insgesamt ach t strategisch e Ziele 
hat sich  die Stadt Halle in diesem 
Bereich  gesetzt. Mit deren Umset-
zung soll dem Bevölkerungsrück -
gang entgegengewirkt und eine 
gesunde, nach haltige Stadtent-
wick lung erreich t werden. Eines 
der ach t Ziele ist die „Profi lierung 
als familien-, bildungs-, gesund-
heits- und sportfördernde Stadt“.

Bürgerbeteiligung beginnt 
früh – im Hallenser Kinder- 
und Jugendrat
Ein weiteres wich tiges Element im 
Rahmen der Bürgerbeteiligung 
ist der Hallenser Kinder- und Ju-
gendrat, der die offi  zielle Inter-
essenvertretung der Kinder und 
Jugendlich en in der Stadt ist. Er 
bringt die Interessen und Belan-
ge der hallesch en Kinder und Ju-
gendlich en in die politisch en und 
fach lich en Gremien ein und stellt 
ihre Ideen und Vorsch läge den Po-
litikerinnen und Politikern in der 
Stadt vor. Gemeinsam wird dann 
nach  Lösungen gesuch t. Dies ge-
sch ieht beispielsweise über den 
Jugendhilfeaussch uss, in dem der  
Kinder- und Jugendrat als bera-
tendes Mitglied ständig vertreten 
ist.  
Die Mitglieder des Kinder- und Ju-
gendrats sind zwisch en 12 und 18 
Jahre alt. An sie können sich  auch  
Kinder und Jugendlich e wenden, 
wenn sie Ideen zur Verbesserung 
ihres Wohngebietes, ihrer Sch ule 
oder anderer Einrich tungen ha-
ben. Die Akteure arbeiten eigen-
verantwortlich  und unabhängig, 
werden aber von Mitarbeitern des 
Amtes für Kinder, Jugend und Fa-
milie unterstützt. 

Spielplätze - vielfältige 
ehrenamtliche Beteili-
gungsformen
Aktuell hat der Kinder- und Ju-
gendrat die Initiative „Spielplatz-

tester“ gestartet, um Spiel- und 
Bewegungs fl äch en von Kindern, 
Jugendlich en und Eltern in den 
einzelnen Sozialräumen bewerten 
zu lassen. Als Grundlage entwi-
ck elten die Jungen und Mädch en 
des Kinder- und Jugendrates 
selbst einen kindgerech ten Fra-
gebogen mit Kriterien, die aus 
ihrer Sich t einen guten, att rakti-
ven Spielplatz auszeich nen. Die 
Ergebnisse werden ansch ließend 
den Entsch eidungsträgern aus 
Politik und Verwaltung zur Um-
setzung präsentiert,  zum Bei-
spiel dem ämterübergreifenden 
Fach arbeitskreis „ AG Spielplät-
ze“. Andere Beteiligungsprojekte 
wie „Kinderstadt Halle an Saale“, 
„Zuhause im Südpark“ und „Sil-
berhöhe – Die Waldstadt“ zeugen 
von gelebter Teilhabe der Kinder 
und Jugendlich en an einer ge-
sundheitsfördernden Stadt(-teil)
entwick lung.

Elterninitiativen kümmern 
sich um ein attraktives 
Wohnumfeld
In den letzten beiden Jahren sind 
zudem einige Elterninitiativen 
entstanden, die sich  für die Sch af-
fung von Kinderspielplätzen und 
ein kindergerech tes Wohnumfeld 
einsetzen. Da es bei einer Anzahl 
von über 100 Spielplätzen in der 
Saalestadt sch wierig ist, alle im 
Blick  zu halten und bei Sch äden 
und Verunreinigungen sofort zu 
reagieren, bemüht sich  die Stadt 
um das Konzept von ehrenamt-
lich en Spielplatzpaten. Eine Pa-
tensch aft  kann von jeder interes-
sierten erwach senen Person sowie 
von Initiativen, Vereinen und Ver-
bänden übernommen werden. Ei-
nige grundlegende Dinge werden 
dazu sch rift lich  vereinbart. Die 
Paten können aktiv dazu beitra-
gen, dass der von Ihnen in Paten-
sch aft  genommene Spielplatz ein 
beliebter Treff punkt für Kinder 

und deren Eltern bleibt oder wie-
der wird. Sie sind Ansprech part-
ner vor Ort und können zwisch en 
den Nutzern und Verantwortli-
ch en in der Stadt im Bedarfsfall 
vermitt eln. 

Patenschaftsmodelle - ein 
bewährtes Konzept in Halle
Patenmodelle haben in Halle auch  
anderenorts Sch ule gemach t. So 
gibt es ein generationsübergrei-
fendes Patenprojekt beim Deut-
sch en Kindersch utzbund mit dem 
Namen F.A.M.O.O.S. - Familien-
alltag mit Oma/Opa-Service. Und 
bei den Franck esch en Stift ungen 
zu Halle ist das Projekt der Fa-
milienpaten angesiedelt. Jungen 
Familien wird auf Wunsch  um-
gehend ein ehrenamtlich er Pate 
vermitt elt, der ihnen dabei hilft , 
drängende Alltagsprobleme zu 
lösen. Beispielsweise erfolgt eine 
Begleitung zu Arztt erminen oder 
zu Behörden oder die Paten ver-
mitt eln weitergehende Beratungs- 
und Unterstützungsangebote. 
Familienpaten haben ein off enes 
Ohr für Probleme von Eltern und 
Gesch wistern und kommen oft  
aus der Nach barsch aft .

Patenmodelle sind in Halle aber 
nich t nur auf den sozialen Bereich  
konzentriert. Als Kulturstadt in 
Sach sen-Anhalt hat die Hallenser 
Bürgerstift ung vor drei Jahren ihr 
Projekt “Halle hat Talent” auf-
gelegt. Mit Talentpatensch aft en 
wurden und werden talentierte 
Kinder unterstützt, deren Eltern 
sich  eine Mitgliedsch aft  im Verein 
oder Klavierstunden nich t leisten 
können. Eine neue Idee in diesem 
Zusammenhang sind die Kultur-
patensch aft en. Die Paten ermög-
lich en zukünft ig Kindern aus 
fi nanziell weniger gut gestellten 
Familien kulturelle Erlebnisse: ei-
nen Besuch  in der Oper, im Thea-
ter oder in einer Ausstellung. 

Bürgerpreis würdigt her-
ausragendes Engagement
Die Stadt Halle sch reibt zusam-
men mit der Freiwilligen-Agen-
tur Halle-Saalkreis e.V. seit 2002 
jährlich  den Preis „engagiert für 
Halle“ aus. Herausragendes En-
gagement wird auf diese Weise 
gewürdigt und publik gemach t. 
Eine Besonderheit dieses Preises 
ist das Sponsoring durch  Hallen-
ser Unternehmen, die für die je-
weiligen Preisträger für ein Jahr 
eine Patensch aft  übernehmen. 

So unterstützte zum Beispiel das 
Energieunternehmen EVH GmbH 
das Mehrgenerationenhaus Halle 
nich t nur mit einem komplett en 
Computerarbeitsplatz, sondern 
auch  bei der Öff entlich keitsarbeit. 
Im Zuge der Patensch aft  konnten 
die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der EVH Veranstaltungen 
für ältere Mensch en im Mehrge-
nerationenhaus durch führen und 
eine fl exible Kinderbetreuung or-
ganisieren. Bei diesen Begegnun-
gen wurden sie gleich zeitig für 
die sozialen Belange ihrer Umge-
bung  – der Stadtt eil ist ein sozialer 
Brennpunkt – sensibilisiert. Durch  
derartige Patensch aft en entstehen 
teilweise sogar dauerhaft e Ver-
bindungen zwisch en Non-Profi t-
Institutionen und Wirtsch aft sun-
ternehmen, so auch  in dem hier 
besch riebenen Beispiel. 

Auf Zusammenarbeit und 
Vernetzung setzen
Die hohe Zahl von Initiativen für 
bürgersch aft lich es Engagement, 
die überwiegend aus der gut funk-
tionierenden „Infrastruktur“ ent-
standen sind, ergibt ein positives 
Gesamtbild. Darauf kann sich  die 
Stadt jedoch  nich t ausruhen. So ist 
eine Erkenntnis aus der langjäh-
rigen Arbeit, dass die Bereitsch aft  
und die Rahmenbedingungen für 

Zusammenarbeit und Vernetzung 
zwisch en allen verantwortlich en, 
interessierten und engagierten 
Partnern in der Stadt immer wie-
der erneuert und vertieft  werden 
müssen. Es gibt keine Automatis-
men – einmal Gesch aff enes muss 
mit viel Engagement, Geduld, 
Konfl iktfähigkeit und Lernbe-
reitsch aft  erhalten und gepfl egt 
werden. Dann jedoch  können der 
Sach verstand und die Kraft  vie-
ler Akteure dazu beitragen, die 
anspruch svollen Zielsetzungen 
einer lebenswerten, bürgerorien-
tierten Stadtentwick lung mit der 
Ausprägung eines gesundheits-
fördernden Klimas zu erreich en. 
Halle ist auf dem Weg dorthin. 
Seit 2002 fungiert die Stadt als 
„Kompetenzzentrum für bürger-
orientierte, stadtt eilbezogene Ge-
sundheitsförderung“ im Gesun-
de-Städte Netzwerk. 

Jasmine Chaghouri

Jasmine Chaghouri ist Diplom-
Pädagogin und Gesundheitsma-
nagerin. 
Kontakt: Gesunde Städte-Projekt 
Halle (Saale), Amt für Kinder, Ju-
gend und Familie, Schopenhau-
erstr. 4, 06114 Halle. 
E-Mail: jasmine.chaghouri@halle.
de
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Neue Bücher

Wer aktuelle Daten und Fakten 
zu den Gesundheitssystemen in 
anderen Ländern such t, ist mit 
diesem Nach sch lagewerk gut 
bedient. Im ersten Kapitel wer-
den die untersch iedlich en Typen 
der Gesundheitsversorgung be-
sch rieben, z. B. Länder mit einem 
nationalen, regionalen oder kom-
munalen Gesundheitssystem, 
Länder mit einem Sozialversich e-
rungssystem, Versich erungssys-
teme mit Kopfpausch alen oder 
ein Land, wie die USA, mit einer 
freiwilligen Privatversich erung 
nebst einer staatlich en Fürsorge. 
Das folgende Kapitel befasst sich  
mit der Höhe der Gesundheits-
ausgaben und deren Finanzie-
rung. Genauer betrach tet werden 
auch  die stationäre bzw. ambulan-
te Versorgung sowie die Arznei-
mitt elversorgung. Wie ist die Ef-
fi zienz der Gesundheitssysteme, 

Der Leiter des „Hauses der Ju-
gend“ Rothenburgsort, Herrmann 
Teiner und sein Mitstreiter Nils 
Sch midt haben – wie ich  meine– 
ein wunderbares Buch  veröff ent-
lich t!

In dem Band fi nden sich  zahl-
reich e gesunde Koch rezepte, die 
aus einem Projekt, das zusammen 
mit dem Haus der Jugend Rothen-
burgsort umgesetzt worden ist, 
stammen. Rothenburgsort ist ein 
Stadtt eil Hamburgs, den man als 
ausgesproch en unterprivilegiert 
bezeich nen kann. Die Herausge-
ber des Buch es sind gelernte Kö-
ch e. Ihr Anliegen und das ihrer 
Mitstreiter ist es, in diesem Band 
anhand von vielen, anspruch svol-
len Rezepten, Informationen und 
Tipps für gesundes und preiswer-
tes Essen zu präsentieren. Dies 
ist in vollem Umfange gelungen, 
denn nich t ohne Grund trägt die-
se Veröff entlich ung den Titel: „Die 
Rothenburgsorter Gourmetkin-
der“. Mit erstklassigen, professio-
nellen Fotografi en, die hauptsäch -
lich  die Kinder beim Herstellen 
der Speisen zeigen, wird dieser 
Band ergänzt. Genauso fi nden 
sich  appetitanregende Bilder der 
fertig zubereiteten Mahlzeiten, 
die in der Regel mehrere Gänge 
umfassen. Berich tet wird darüber 
hinaus von den jährlich  statt fi n-
denden „Koch festivals“ und einer 
erfolgreich en Sch ulprojektgruppe, 
wie sie zum Beispiel an der Ham-
burger Fritz-Köhne-Grundsch ule 
seit längerem besteht. Ziel des 
Projektes ist es, die Kinder mit der 
Vielfalt von gesunden Nahrungs-
mitt eln bekannt zu mach en und 
ihnen zu zeigen, dass die Zube-
reitung des Essens, das Koch en 
für Gäste oder das phantasievolle 
Eindeck en eines Tisch es durch aus 
viel Spaß bereiten kann. Am Ende 
sollen aber nich t nur die Kinder, 
sondern auch  die Eltern motiviert 
werden, zusammen in der Fami-

Das aktuelle Handbuch : Lebensmit-
tel – Waren, Qualität, Trends wurde 
von Grund auf neu erarbeitet und 
liegt in der vierten Aufl age vor. Es 
liefert nun noch  mehr detaillierte 
Informationen und Bildmateri-
al. Wich tige Sch werpunkte des 
Buch es sind: Lebensmitt el und 
Ernährung, Lebensmitt elqualität 
und Verbrauch ersch utz, Weiter-
entwick lung des Lebensmitt el-
rech ts, deutsch e und ausländisch e 
Nahrungs- und Genussmitt el, die 
in 18 Warengruppen ausführlich  
dargestellt werden, sowie Lebens-
mitt eltrends, z. B. Light Produk-
te, Convenience-Produkte oder 
diätetisch e Lebensmitt el, um nur 
einige zu nennen. Das Buch  ist 
sehr gut lesbar gesch rieben und 

Gerlinger, Thomas; Kümpers, 
Susanne; Lenhardt, Uwe et 
al. (Hrsg.)
Gesundheit – Gesellschaft 
– Politik. Festschrift für 
Rolf Rosenbrock.
Bern: Hans Huber Verlag 
2010, 400 S., 34,95 EUR
ISBN 978-3-456-84827-3

Kopp, Heinz-Joachim
Qualitätssicherung und 
HACCP bei Lebensmitteln. 
Forderungen erfüllen mit 
vertretbarem Aufwand. Mit 
Beispielen und Checklisten.
Neuaufl age.
Renningen: Expert Verlag 
2010, 100 S., 20,00 EUR
(Kontakt & Studium Bd.578)
ISBN 978-3-8169-2525-5

von Arens-Azevedo, Ulrike 
und Joh, Heinz
Hygienemaßnahmen und 
Qualitätssicherung in 
Gastronomie und Gemein-
schaftsverpfl egung. 
Mit DVD.
Mit Schulungsfi lm und 
Checklisten. 7. Aufl age
Stuttgart: Matthaes Verlag 
2010, 88 S., 29,00 EUR
ISBN 978-3-87515-000-1

Die Versorgung psychisch 
kranker alter Menschen. 
Bestandsaufnahme und 
Herausforderung für die 
Versorgungsforschung.
Köln: Deutscher Ärzte Verlag 
2010, 350 S., 49,95 EUR
ISBN 978-3-7691-3457-5

Raithel, Veronika und Wörde-
hoff , Dietrich
Patientenverfügung und 
Vorsorgevollmacht. Ein 
praktischer Leitfaden für 
Ärzte. 
Stuttgart: Schattauer Verlag 
2010, 160 S., 29,95 EUR 
ISBN 978-3-7945-2765-6

Günster, Christian; Klose, 
Joachim; Schmacke, Norbert 
(Hrsg.)
Versorgungs-Report 2010. 
Schwerpunkt: Chronische 
Erkrankungen.
Stuttgart: Schattauer Verlag 
2010, 288 S., 39,95 EUR
ISBN 978-3-7945-2803-5

Tewes, Renate
Wie bitte? Kommunikation 
in Gesundheitsberufen.
Berlin: Springer Verlag 2010, 
150 S., 9,95 EUR
ISBN 978-3-642-12557-7

Brückner, Burkhart
Geschichte der Psychiatrie. 
Bonn: Psychiatrie Verlag 
2010, 160 S., 16,95 EUR
ISBN 978-3-88414-494-7

Altgeld, Thomas
Gesundheitsfördernde Set-
tungs: Kindertagesstätten, 
Schulen, Stadtteile. Theorie 
und Praxis des Settingansat-
zes in der Gesundheitsförde-
rung.
Bern: Verlag Hans Huber 
2010, 240 S., 24,95 EUR
ISBN 978-3-456-84767-2
Stoppe, Gabriele (Hrsg.)

Panfi l, Eva-Maria und Schrö-
der, Gerhard (Hrsg.)
Pfl ege von Menschen mit 
chronischen Wunden. 
Lehrbuch für Pfl egende und 
Wundexperten. 2., durchges. 
u. erg. Aufl .
Bern: Verlag Hans Huber 
2010, 607 S., 59,95 EUR
ISBN 978-3-456-84850-1

Chilla, Solveig; Rothweiler, 
Monika; Babur, Ezel
Kindliche Mehrsprachig-
keit. Grundlagen, Störun-
gen, Diagnostik.
München: Ernst Reinhardt 
Verlag 2010, 138 S., 19,90 EUR
ISBN 978-3-497-02165-9

Gesundheitssysteme im Vergleich: 
   Wie viel, wofür, für wen und wie?

Kinder erobern die KücheAlles über Lebensmittel

welch en qualitativen Standards 
entsprech en sie, und wie sieht es 
mit der Patientenfreundlich keit 
aus? Auch  das sind Themen, auf 
die der Autor im vorliegenden 
Buch  eingeht. Wie sehr die Ge-
sundheitsversorgung, speziell in 
Europa, durch  eine Vielzahl von 

EU-Verordnungen und EU-Rich t-
linien beeinfl usst wird, mach t das 
Beispiel Deutsch lands deutlich . 
Das Buch  soll eine Einführung 
in die komplexe Thematik geben. 
Für eine weitere Besch äft igung 
mit der vergleich enden Gesund-
heitssystemforsch ung erhält der 
Leser am Ende des Buch es vielfa-
ch e Literaturquellen und reich lich  
Internet-Tipps für eigene Studien. 

 Petra Münstedt

Schölkopf, Martin
Das Gesundheitswesen im in-
ternationalen Vergleich. Ge-
sundheitssystemvergleich und 
die europäische Gesundheitspo-
litik.
Berlin: Medizinisch Wissenschaft-
liche Verlagsgesellschaft 2010. 
243 S., 44,95 EUR
ISBN 978-3-939069-74-4 

veransch aulich t durch  die über 
500 Bilder, Karikaturen, Zeich -
nungen, die praxisbezogenen 
Beispiele und Übersich tstabellen 
sowie die besonders hervorgeho-
benen Ergänzungen, die Vielfalt 
der Sach informationen. Hinwei-
se auf Literatur zum Weiterlesen 
werden immer wieder gegeben. 
Besonders zu bemerken ist, dass 
dieses Buch  auch  zur Diskussion 
und Meinungsbildung anregen 
will und deshalb zahlreich e kon-
troverse Textbeiträge mit aufge-
nommen wurden, die sich  mit der 
Lebensmitt elqualität auseinan-
dersetzen. Kritisch e Artikel gibt 
es insbesondere bei den Waren, 
die im Trend liegen oder umstrit-
ten sind, z. B. gentech nisch  verän-

derte Lebensmitt el, Imitate oder 
Öko-Lebensmitt el. Dieses Hand-
buch  rich tet sich  nich t nur an den 
normalen Verbrauch er, der mehr 
über Lebensmitt el wissen will, 
sondern ebenfalls an Hersteller 
und Verkäufer. Zur Zielgruppe 
des Buch es gehören auch  die Le-
ser, die sich  in der Ausbildung be-
fi nden, in Sch ule oder Hoch sch ule. 
Sie fi nden in diesem umfassenden 
Handbuch  ein sehr zuverlässiges 
Nach sch lagewerk zu den deut-
sch en und ausländisch en Nah-
rungs- und Genussmitt eln – und 
dies auch  noch  interessant und ab-
wech slungsreich  gesch rieben.

 Holger Kretsch mar
kretsch mar@akademie-oegw.de

Löbbert, Reinhard; Hanrieder, 
Dietlind; Berges, Ulrich u. a.
Lebensmittel. Waren, Qualitä-
ten, Trends.
4., neu bearb. u. erw. Aufl age.
Haan-Gruiten: Europa Lehrmittel 
2010, 480 S., 28,50 EUR
ISBN 978-3-8085-9868-9 

lie zu koch en und gemeinsam zu 
essen. Selten habe ich  ein Buch  
so gerne vorgestellt, wie diesen 
großartig gelungenen Band. Freu-
en Sie sich  sch on jetzt auf vielver-
sprech ende Bilder, auf die Vorstel-
lung des Stadtt eils und eben – die 
Rezepte.  

Martin Dirksen-Fisch er
Martin.Dirksen-

Fisch er@eimsbuett el.hamburg.de

Die Rothenburgsorter 
Gourmetkinder.
Kochprojekte des Hauses der Ju-
gend Rothenburgsort und der 
Fritz-Köhne-Schule.
Hrsg. von Herrmann Teiner und 
Nils Schmidt. Fotografi en: Peter 
Schulte.
Hamburg 2010. 160 S.
ISBN 978-3-00-030822-2
Das Buch ist gegen eine Spende 
von 16,80 EUR erhältlich. 

Kontaktadresse:
Haus der Jugend Rothen-
burgsort
Billhorner Kanalstraße 86 
20539 Hamburg
Tel.: 0 40/7 89 37 84
E-Mail: hdjrbo@web.de
www.gourmetkinder.de
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Interessant für hygienebeauft rag-
te Ärzte im öff entlich en Gesund-
heitsdienst und andere Fach kräf-
te in der Hygieneüberwach ung, 
die Begehungen von Arztpraxen 
durch führen, ist diese aktuali-
sierte Neuaufl age „Hygiene in der 
Arztpraxis“ des Mikrobiologen 
Andreas Sch warzkopf. Ergänzt 
wird diese Ausgabe diesmal durch  
einen Beitrag von Ursel Heudorf, 
Leiterin der Abteilung Medizi-
nisch e Dienste und Hygiene im 
Amt für Gesundheit der Stadt 
Frankfurt am Main, die über ihre 
Erfahrungen bei der Begehung 
von Arztpraxen berich tet. Sie be-
tont, dass ein Gesundheitsamt als 
Aufsich tsbehörde das Ziel Infekti-
onsprävention am besten erreich t, 
wenn es als Partner der jeweiligen 
Einrich tung auft ritt  und durch  
eine gezielte Beratung die Eigen-
kompetenz der Verantwortlich en 
in Hygienefragen stärkt. 

Die vorliegende Veröff entli-
ch ung gibt die notwendigen und 
praxisnahen Informationen für 
ein gutes Hygienemanagement 

Zunehmende, weltweite Reisetä-
tigkeit führt immer mehr Men-
sch en in nur wenig vertraute 
Lebenssituationen an fremden 
Orten. Über dabei entstehende 
Risiken und Gefahren (unter Um-
ständen tödlich e) sollte der Rei-
sende informiert und hinsich tlich  
einer fach gerech ten Minimierung 
und Abwehr vorbereitet sein.

Das jetzt von Burkhard Rieke, 
Thomas Küpper und Claus-Martin 
Muth unter Mitarbeit zahlreich er 
Co-Autoren vorgelegte Handbuch  
„Moderne Reisemedizin“ gibt 
eine gute Übersich t über das weite 
und komplexe Feld reisebedingter 
Gesundheitsrisiken und -gefah-
ren und stellt damit für den Fach -
mann wie auch  für den Laien eine 
brauch bare Basis einerseits für 
eine ganzheitlich e Beratung und 
andererseits für eine umfassende 
Information dar, die weit über das 
engere tropenmedizinisch e The-
menspektrum hinausgeht.

Sch on die Sch werpunktsetzung 
– nämlich  Risiken durch  Verkehrs-
mitt el und Reiseweg, „alte“ Ge-
sundheitsrisiken in der „neuen“ 
Reisesituation, Gesundheitsrisi-
ken des Gastlandes, individuelle, 
dispositive Ausgangsbedingun-
gen und Risiken des Reisenden – 
zeigt, dass hier ein Buch  „aus der 
Praxis für die Praxis“ konzipiert 
ist. 

Neben einer guten Übersich t 
über das jeweilige Themenfeld – 
zentrale Aussagen werden durch  
herausgehobene Kompaktinfor-
mationen zusammengefasst – le-
gen die Autoren Wert auf Falldar-
stellungen und praxisbewährte 
Hinweise zur Gefahrenminimie-
rung und -abwehr in der jewei-
ligen Reisesituation. Mit diesem 
Mix bietet sich  dem reisemedizi-
nisch  tätigen Fach mann z. B. in 
Beratungssituationen eine gute 
Möglich keit, die Beziehung zwi-
sch en reisebedingten Rahmen-
bedingungen und individuellen 
Reiserisiken nach vollziehbar dar-
zustellen und Empfehlungen zum 
Gesundheitssch utz für das spezi-
elle Reisevorhaben abzuleiten.

Individualmedizinisch e As-
pekte der Reisemedizin stehen 

Das Buch  besch äft igt sich  mit der 
Frage nach  der Evidenz von Public 
Health-Maßnahmen und Interven-
tionen. Während Evidenzbasierte 
Medizin längst selbstverständlich  
zu sein sch eint, bewegen sich  Pu-
blic Health-Maßnahmen häufi g in 
einer Grauzone. Die Autoren ver-
weisen hierauf sch on in der Ein-
leitung und reißen dabei einige 
prominente Themen an, wie z.B. 
den Umgang mit der neuen In-
fl uenza H1N1 gerade im Hinblick  
auf die Impfung, Massenkam-
pagnen oder die Prävention von 
Übergewich t und Adipositas. So-
wohl der didaktisch e Aufb au des 
Buch es, nämlich  eine Studienreise 
zu unternehmen, als auch  die ge-
nannten Themen motivieren zum 
Weiterlesen.

Das Buch ist in fünf Teile 
aufgeteilt. In Teil 1 wird in das 
Themengebiet eingeführt mit zwei 
Basiskapiteln Public Health und 
Evidence-based Public Health. 
Im dritt en Unterkapitel wird ein 
Modell für Evidence-based Public 
Health präsentiert und anhand der 
Impfung gegen HPV erläutert. In 
Teil 2 erfolgt eine Überleitung von 
dem so genannten Public Health-
Problem hin zu den wissen-

Praxishygiene umsetzen Reisemedizinische Beratung 

Evidence-based Public Health
forderungen und Dilemmata gut 
beleuchten, stellt insbesondere 
der rote Faden Prävention von 
Übergewicht und Adipositas 
einen nicht zu unterschätzenden 
Wert dar. Dieses Buch ist uneinge-
schränkt empfehlenswert!

Dagmar Starke
starke@akademie-oegw.de

Gerhardus, A.; Breckenkamp, 
J.; Razum, O.; Schmacke, N. und 
Wenzel, H. (Hrsg.)
Evidence-based Public Health.
Bern: Verlag Hans Huber 2010, 
275 S., 29,95 EUR
ISBN 978-3-456-84764-1

schaft lichen Fragestellungen für 
Evidence-based Public Health. Be-
reits hier erfolgt die Aufarbeitung 
anhand des Beispiels Prävention 
von Übergewicht und Adipositas, 
das sich auch im Folgenden wie 
ein roter Faden durch das Buch 
zieht. Der dritt e Teil beschäft igt 
sich mit Methoden der Evidence-
based Public Health. Aus der Sicht 
unterschiedlicher wissenschaft li-
cher Ansätze (Epidemiologie, Ge-
sundheitsökonomie, Ethik, So zi-
okultur und Recht) wird die Frage 
der Evidenz von Public Health-
Maßnahmen kritisch erörtert. In 
Teil 4 erfolgt der Transfer von der 
Evidenz in die Praxis konsequent 
anhand des Beispiels Prävention 
von Übergewicht und Adiposi-
tas. Der fünft e Teil beinhaltet ver-
schiedene Fallbeispiele (z. B. Pan-
demieplanung Neue Infl uenza, 
Screening Zervixkarzinom u. a.), 
die dazu dienen, die Umsetzung 
von Evidence-based Public Health 
zu erläutern.

Mit einigen wenigen Ausnah-
men, an denen eine ausführlichere 
Darstellung nicht geschadet hätt e, 
legen die Autorinnen und Auto-
ren in den einzelnen Abschnitt en 
überzeugend die Bedeutung von 
Evidenzbasierung und den zum 
Teil schwierig zu beschreitenden 
Weg von der Evidenzbasierung 
zur Praxis dar. Hilfreich sind auch 
die aus verschiedenen Disziplinen 
heraus entwickelten Instrumente, 
die es erlauben, die eigene ge-
plante Maßnahme aus ethischer, 
soziokultureller oder anderer Per-
spektive zu beurteilen.

Das vorliegende Buch stellt aus 
Sicht der Rezensentin eine der 
wertvollsten und spannendsten 
Publikationen im Gebiet Public 
Health in den letzten Jahren dar. 
Neben der Analyse von Evidence-
based Public Health aus der Sicht 
verschiedener Disziplinen, die 
die unterschiedlichen Heraus-

zwar im Vordergrund des Bu-
ch es, fi nden aber zahlreich e be-
völkerungsmedizinisch  relevante 
Ergänzungen, wie z.B. zur Infek-
tionsübertragung, Krankheits-
verbreitung, Erhebung eines 
Rück kehrerstatus, zu epidemio-
logisch en Zusammenhängen, 
rech tlich en und organisatorisch en 
Aspekten und bevölkerungsbezo-
genen Präventionsansätzen, die 
den Leser aus dem öff entlich en 
Gesundheitswesen naturgemäß 
besonders interessieren dürft en.

Das Buch  wird seinem Ziel, 
Kompaktwissen übersich tlich  zu 
vermitt eln und praktisch e Hand-
lungshinweise für die Reisevor-
bereitung und -durch führung 
aufzuzeigen, gerech t und ist als 
wertvolle Basisliteratur und Nach -
sch lagewerk für die reisemedizi-
nisch e Sprech stunde im Gesund-
heitsamt zu empfehlen.

Hermann Istas
istas@akademie-oegw.de

Rieke, Burkhard; Küpper, Thomas; 
Muth, Claus-Martin (Hrsg.)
Moderne Reisemedizin. 
Handbuch für Ärzte, Apotheker, 
Reisende.
Stuttgart: Gentner Verlag 2010. 
679 S., 59,00 EUR
ISBN 978-3-87247-708-8

in der Arztpraxis. Die zentra-
len Themen: Krankheitserreger, 
Grundlagen der Reinigung und 
Desinfektion, Hygienemanage-
ment, Aufb ereitung der Instru-
mente, Personalhygiene, Rech ts-
grundlagen, Hygieneaudit u. a. 
sind ansch aulich  und verständ-
lich  dargelegt. Durch  die vielen 
farbigen Abbildungen, Check lis-

ten als Kopiervorlagen und typo-
graphisch en Hervorhebungen ist 
das Layout des Buch es besonders 
ansprech end. Testfragen am Ende 
jeden Kapitels laden ein, das Wis-
sen selbstständig zu überprüfen. 
Mit diesem Buch  ist es möglich , 
besonders das medizinisch e Fach -
personal in den Arztpraxen für 
eine hygienisch e Vorgehensweise 
zu sensibilisieren und sie darin 
zu sch ulen. Durch  die praktisch en 
Check listen und Hygienepläne 
sowie die verständlich en und 
übersich tlich  dargebotenen In-
formationen erleich tert der Autor 
dem Leser die unmitt elbare Um-
setzung in die Praxis.

  Petra Münstedt

Schwarzkopf, Andreas
Hygiene in der Arztpraxis. 
Grundlagen für die Erstellung ei-
nes Hygienekonzeptes. 2. vollst. 
überarb. und erg. Aufl age
Wiesbaden: mhp Verlag 2010. 
100 S., 22,60 EUR
(Basiswissen Hygiene)
ISBN 13-978-88681-101-4

Hinweis: 
Eine ausführlich e Buch besprech ung 
von Dagmar Starke fi nden Sie im In-
ternet unter socialnet Rezensionen:
www.socialnet.de rezensionen/9697.php
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Blickpunkt Gesundheitsförderung

Betriebliches Gesundheitsmanagement  erfordert das kontinu-
ierliche Betreiben der vier Kernprozesse Diagnose, Maßnahmen-
planung, Intervention, Evaluation.

„Unter betrieblichem Gesund-
heitsmanagement verstehen wir 
die nachhaltige Entwicklung be-
trieblicher Rahmenbedingungen, 
betrieblicher Strukturen und Pro-
zesse, die die gesundheitsförder-
liche Gestaltung von Arbeit und 
Organisation und die Befähigung 
zum gesundheitsfördernden Ver-
halten der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zum Ziel haben“.
aus: „Betriebliche Gesundheits-
politik: Der Weg zur gesunden 
Organisation“ von Bernhard Ba-
dura, Uta Walter, Thomas Hehl-
mann (2010)

Mitt lerweile gibt es eine Reihe 
von wissensch aft lich en Studien, 
die letzteres belegen. So sprich t 
beispielsweise eine Studie des 
Bundesverbandes der Betriebs-
krankenkassen von einem „Re-
turn on Investment“ zwisch en 1: 
2,5 bis zu 1:10,1 bei den Krank-
heitskosten. Das heißt: Für jeden 
in das betrieblich e Gesundheits-
management investierten Euro 
können bis zu 10 Euro an das 
Unternehmen zurück fl ießen (vgl. 
dazu IGA Report 13 Wirksamkeit 
und  Wirtsch aft lich keit betrieb-
lich er Gesundheitsförderung). 
Eine Tatsach e, die off ensich tlich  
bei Entsch eidern und Controllern 
im öff entlich en Dienst zu wenig 
bekannt ist. Dabei gewinnt die-
ser ökonomisch e Aspekt noch  an 
Bedeutung, wenn man ihn zu den 
veränderten wirtsch aft lich en und 
gesellsch aft lich en Rahmenbedin-
gungen in Beziehung setzt.

Die Bevölkerung in der Bundes-
republik wird immer älter. Von 

Diagnose Maßnahmenplanung

InterventionEvaluation

Betriebliches Gesundheitsmanagement

Müssen wir das machen? 
    Oder ist das nur ein „nice to have“?

Auch wenn in Zeiten knapper Kassen alle Aufgaben bezüglich ihres fi nanziellen Nutzens auf 
dem Prüfstand stehen, dürfte sich die Frage nach Luxus oder Notwendigkeit von betriebli-
chem Gesundheitsmanagement eigentlich nicht stellen. Das zumindest ist die Überzeugung 
von Egmont Baumann, der viele Jahre beim Personalamt der Stadt Dortmund mit großem En-
gagement und Erfolg – er hat mehrere ausgezeichnete Projekte auf den Weg gebracht – für 
eben diese Aufgabe zuständig war. Für ihn ist das betriebliche Gesundheitsmanagement ein 
absolut notwendiger Bestandteil einer modernen Organisations- und Personalentwicklung. 
Warum? „Weil sich die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingung geän-
dert haben und weil ein strukturiertes betriebliches Gesundheitsmanagement sich rechnet“.  

Was nützt einem Besch äft igten ein noch  so 
gutes verhaltenspräventives Stressseminar, 

wenn der Stress durch  eine falsch e 
Arbeitsorganisation entsteht? 

dieser gesamtgesellsch aft lich en 
Entwick lung bleibt auch  der öf-
fentlich e Dienst nich t versch ont. 
So liegt das Durch sch nitt salter 
der Besch äft igten vieler öff ent-
lich er Verwaltungen sch on jetzt 
nich t selten bei über 50 Jahren – 
Tendenz steigend! Eine Entspan-
nung dieser Entwick lung durch  
vermehrte Einstellung jüngerer 
Mitarbeiter ist in Anbetrach t des 
oft mals als Konsolidierungsmaß-
nahme verhängten Einstellungs-
stopps in der Regel kurzfristig 
nich t zu erwarten. Die demografi -
sch e Entwick lung wird außerdem 
dazu führen, dass das Potenzial 
an jüngeren Arbeitskräft en zu-
künft ig deutlich  sinken wird.  

Kurzum: Wegen des steigen-
den Durch sch nitt salters und in 
Anbetrach t der Erhöhung der Le-
bensarbeitszeit („Rente mit 67“) 
kommt es mehr denn je darauf an, 
die Gesundheit und Leistungsfä-
higkeit der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu erhalten und zu 
stärken. Die Unternehmen wer-
den auf Dauer gar keine andere 

Wahl haben, als sich  vermehrt um 
diese Aspekte zu kümmern. 

Und genau hier setzt das be-
trieblich e Gesundheitsmanage-
ment an.

Gesundheitsmanagement – 
wie geht das?
Wie aber mach t man es rich tig? 
Und vor allem wie geht man es 
im öff entlich en Dienst an? Je nach  
Größe und Struktur der Betriebe 
des öff entlich en Dienstes gibt es 
untersch iedlich e Herangehens-

weisen. Ein paar Grundprinzipi-
en sind jedoch  für den Erfolg der 
Strategie von entsch eidender Be-
deutung. Diese sollen hier kurz 
dargestellt werden.
Die Unternehmensleitung – 
oberste Führungsebene muss 
dahinter stehen.
Das Topmanagement muss glaub-
haft  hinter der Gesundheitsma-
nagementstrategie stehen und das 
innerbetrieblich  und nach  außen 
immer wieder bestätigen. In wie 
weit das Unternehmen es damit 
ernst meint, sieht man in der Re-
gel an der Bereitstellung von Per-
sonal- und Sach ressourcen für 
diese Aufgabe.
Das betrieblich e Gesundheits-
management brauch t klare, 
überprüfb are inhaltlich e Ziel-
setzungen. 
Sie sollten am besten nach  einem 
innerbetrieblich en Konsensfi n-
dungsprozess zwisch en Perso-
nalrat, Unternehmensleitung, Be-
legsch aft  und innerbetrieblich en 
Experten in einer Dienstverein-
barung festgelegt werden (vgl. 
dazu zum Beispiel die Gemeinsa-
me Initiative zur Förderung des 
Gesundheitsmanagements in der 
Bundesverwaltung vom Dezem-
ber letzten Jahres).
Mitarbeiter beteiligen – 
Kernprozesse durch führen
Beim betrieblich en Gesundheits-
management stehen die Gesund-
heit und das Wohlbefi nden der 
Besch äft igten im Mitt elpunkt. 
Dies setzt eine aktive Rolle der 
Mitarbeiter voraus. Betrieblich es 
Gesundheitsmanagement ist kei-
ne Expertenstrategie!  Das heißt: 
Alle Strukturen und Prozesse 
müssen auf diese Beteiligung hin 
ausgerich tet sein. Auch  bei der 

Durch führung aller notwendigen 
Analysen wie Mitarbeiterbefra-
gungen, Arbeitssituationserfas-
sungen oder Gesundheitszirkel 
steht die Mitarbeiterbeteiligung 
im Vordergrund. Das betrieblich e 
Gesundheitsmanagement ist ein 
kontinuierlich er Verbesserungs-
prozess. Er endet nich t bei der 
Umsetzung von gesundheitsför-
derlich en Maßnahmen, sondern 
überprüft  stets im Nach gang, ob 
diese auch  wirksam geworden 
sind. 
Aussch uss für Arbeitssch utz 
und betrieblich es  Gesundheit-
smanagement
Das Thema benötigt ein dauer-
haft es Steuergremium, in dem in 
der Regel neben Vertretern des 
Arbeitgebers die Koordinatoren 
des betrieblich en Gesundheits-
managements, des „klassisch en 
Arbeitssch utzes“ (Arbeitsmedi-
zin und Arbeitssich erheit), der 
Sozialberatung, der Personalent-
wick lung sowie des Personalrats 
vertreten sind. Es ist von Vorteil, 
kein zusätzlich es Gremium ein-
zurich ten, sondern hier auf den 
bereits vom Gesetzgeber gefor-
derten Arbeitssch utzaussch uss 
zurück zugreifen und diesen um 
das betrieblich e Gesundheitsma-
nagement zu erweitern.
Qualifi zierung der Experten und 
Führungskräft e
Insbesondere Führungskräft e, 
Personalverantwortlich e und alle 
Experten für das betrieblich e Ge-
sundheitsmanagement bedürfen 
der kontinuierlich en Qualifi zie-
rung und Weiterbildung, um den 
sich  ständig wandelnden Anfor-
derungen an das betrieblich e Ge-
sundheitsmanagement im Betrieb 
gewach sen zu sein. Um „am Puls 
der Zeit“ zu bleiben, empfi ehlt 
sich  zudem eine Zusammenarbeit 
mit Fach hoch sch ulen beziehungs-
weise den entsprech enden Fakul-
täten der Universitäten.
Der betrieblich e Gesundheitsbe-
rich t – „ wer sch reibt der bleibt“
Ein innerbetrieblich er Gesund-
heitsberich t hilft  bei der Planung 
und Prioritätensetzung durch  
Identifi zierung von Handlungsbe-
darfen und beim Controlling. Der 
Gesundheitsberich t mach t insbe-
sondere für die Führungsebenen 
des Unternehmens den Nutzen 
der Strategie deutlich .
„Tue Gutes und rede darüber“ – 
innerbetrieblich es Marketing
Betrieblich es Gesundheitsma-
nagement als beteiligungsorien-
tierter Ansatz erfordert auf allen 
Ebenen ständige Kommunikation 
im Betrieb. So wird das Interesse 
der Belegsch aft  und der Führungs-

ebenen geweck t und erhalten 
sowie die Akzeptanz gesteigert. 
Je nach  Betriebsgröße bieten sich  
hier Infoveranstaltungen, Mitar-
beiterzeitung (Print und online), 
Brosch üren sowie Gesundheits-
tage an. Insbesondere die Analy-
se- und Umsetzungsergebnisse 
sollten ständig kommuniziert 
werden.
Externe Partner einbinden
Krankenkassen, Unfallversich e-
rungsträger und Berufsgenossen-
sch aft en sind „geborene“ externe 
Partner im betrieblich en Gesund-
heitsmanagement. Sie stellen im 
Rahmen ihres gesetzlich en Auf-
trages nich t nur Know-how, son-
dern oft mals auch  fi nanzielle Un-
terstützung für die Betriebe zur 
Verfügung. Die Krankenkassen 
sind insbesondere dann wich tig, 

wenn man unter Einhaltung der 
Datensch utzbestimmungen Aus-
wertungen der Fehlzeiten nach  
ICD Sch lüssel vornehmen will. 
Verhalten und Verhältnisse 
berück sich tigen
In der Vergangenheit verstand 
man in vielen Betrieben unter 
betrieblich em Gesundheitsma-
nagement oft mals nur verhalten-
spräventive Kurs- und Semina-
rangebote. Der Mitarbeiter wurde 
weitestgehend alleine für seine 
Gesundheit verantwortlich  ge-
mach t und die betrieblich en Ein-
fl ussfaktoren auf die Gesundheit 
der Besch äft igten wie gute Ar-
beitsorganisation, sozialkompe-
tente Führung oder  ausreich ende 
Fort- und Weiterbildungen wur-
den ausgeblendet. Ganzheitlich es 
Gesundheitsmanagement berück -
sich tigt aber beide Ebenen. Oder 
einfach  ausgedrück t: Was nützt ei-
nem Besch äft igten ein noch  so gu-
tes verhaltenspräventives Stress-
seminar, wenn der Stress durch  
eine falsch e Arbeitsorganisation 
entsteht? Um die Ursach e zu be-
seitigen und den Mitarbeiter dau-
erhaft  zu entlasten, muss hier an 
der „Verhältnissch raube“ Arbeits-

organisation gedreht werden.
Verortung des Gesundheits-
managements
Gesundheitsmanagement  küm-
mert sich  um die Mitarbeiter, hin-
terfragt, was gesund erhält oder 
was krank mach t und unterbreitet 
Vorsch läge, was Unternehmen 
und Besch äft igte tun können, 
um gesund zu bleiben. Es mach t   
Sinn, das betrieblich e Gesund-
heitsmanagement im Personalbe-
reich  anzusiedeln, da  viele seiner 
Kernprozesse große Ähnlich kei-
ten mit anderen dort verorteten 
Managementprozessen aufwei-
sen. So ist ein Gesundheitszirkel 
nach  Ablauf und Verfahren nich ts 
weiter als ein „Qualitätszirkel zur 
Arbeitszufriedenheit“. Die meis-
ten Aus- und Fortbildungen sowie 
die Führungskräft esch ulungen, 
die ganz entsch eidenden Einfl uss 
auf  Leistungsfähigkeit, Arbeits-
zufriedenheit, Wohlbefi nden und 
Gesundheit der Belegsch aft   ha-
ben, werden in der Regel von der 
Personalentwick lung durch ge-
führt.
Führungskräft e überzeugen
Die Einbindung der Führungs-
kräft e ist von entsch eidender 
Bedeutung. Sie müssen von An-
fang an von der Sinnhaft igkeit 
und dem Nutzen der Strategie 

überzeugt werden. Es ist wich -
tig, ihnen zu verdeutlich en, dass 
das betrieblich e Gesundheitsma-
nagement innerbetrieblich e Pro-
zesse transparenter mach t, eine 
Sch wach stellenanalyse durch  die 
Besch äft igten mit Lösungsvor-
sch lägen liefert und außerdem zu 
einer deutlich en Kommunikati-
onsverbesserung auf allen Ebenen 
führt und zur Vertrauensbildung 
beiträgt. Anders formuliert: Ein 
rich tig durch geführtes betrieb-
lich es Gesundheitsmanagement 
kann den Führungskräft en ihre 
Arbeit erleich tern und zu einem 
besseren betrieblich en Miteinan-
der beitragen.

Egmont Baumann
egmont.baumann@web.de

Egmont Baumann, von Haus aus 
Pharmazeut, hat auch in diesem 
Fach promoviert. Er war Koordi-
nator für Gesundheitsförderung 
und Gesundheitsberichterstat-
tung am Gesundheitsamt der 
Stadt Dortmund, bevor er zum 
Personalamt wechselte. Von 1998 
bis 2010 leitete er hier die betrieb-
liche Gesundheitsförderung.


